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Sehr geehrter Herr Präsident, 

die Abgeordneten zum Nationalrat Dr. Stephanie Krisper, Kolleginnen und Kollegen haben 

am 29. April 2021 unter der Nr. 6470/J-NR/2021 an mich eine schriftliche parlamentarische 

Anfrage betreffend „Ermittlungsverfahren auf Basis einer Anzeige gegen den OMV-

Vorstandsvorsitzenden wegen des Verdachts auf Untreue und Verletzung der 

Sorgfaltspflicht “ gerichtet. 

Diese Anfrage beantworte ich auf Grundlage der mir zum 7. Mai 2021 zur Verfügung 

stehenden Informationen wie folgt:  

Zu den Fragen 1 bis 3, 7 und 8:  

• 1. Ist die Anfangsverdachtsprüfung der WKStA in der Zwischenzeit abgeschlossen 

worden? 

a. Wenn ja: Wann mit welchem Ergebnis? 

• 2. Wurde inzwischen ein Ermittlungsverfahren gegen den OMV-Vorstandsvorsitzenden 

und/oder andere Personen aus dem Umfeld des OMV-Managements und/oder des 

Aufsichtsrats eingeleitet? 

a. Wenn ja: Wann? 

b. Wenn ja: Gegen wie viele Personen wurde bis wann und wird aktuell 

ermittelt? 

c. Wenn ja: Waren der Anzeige auch Beweise angefügt? 
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i. Wenn ja: Welche? 

d. Wenn nein: Mit welcher Begründung wurde noch kein Ermittlungsverfahren 

gegen den OMV-Vorstandsvorsitzenden und/oder andere Personen aus dem 

Umfeld des OMV-Managements und/oder des Aufsichtsrats eingeleitet? 

• 3. Wurde im Sinne von § 8 StAG in diesem Zusammenhang der OStA Wien Bericht 

erstattet? 

a. Wenn ja: Wann wurde dieser Bericht erstattet? 

b. Wenn nein: Wieso nicht? 

• 7. Gab es seitens des BMJ oder der OStA Wien in diesem Zusammenhang Weisungen? 

a. Wenn ja: Wann, durch wen, an welchen Adressaten, in welchem 

Zusammenhang und wie lautete deren Inhalt? 

• 8. Gab es Dienstbesprechungen mit Ihnen, Ihrem Kabinett, der OStA oder anderen 

befugten Organen in diesem Zusammenhang? 

a. Wenn ja: Wann fanden diese jeweils zu welchem Verfahren statt, wer nahm 

daran teil, und was war Anlass bzw. Inhalt der Besprechungen? 

b. Wenn ja: Wurden dabei Weisungen erteilt? 

i. Wenn ja: Wann, durch wen, an welchen Adressaten, in welchem 

Zusammenhang und wie lautete deren Inhalt? 

Die Anfangsverdachtsprüfung hinsichtlich der anfragegegenständlichen Anzeige ist 

zwischenzeitig abgeschlossen: Mangels Vorliegens eines Anfangsverdachts (§ 1 Abs 3 StPO) 

wurde von der Zentralen Staatsanwaltschaft zur Verfolgung von Wirtschaftsstrafsachen und 

Korruption (WKStA) mit Verfügung vom 9. November 2020 von der Einleitung eines 

Ermittlungsverfahrens gegen den OMV-Vorstandsvorsitzenden R. S. oder andere Personen 

gemäß § 35c StAG Abstand genommen, weil es sich bei dem Vorbringen des anonymen 

Hinweisgebers nach Ansicht der zuständigen StA größtenteils um unsubstantiierte und von 

keinem greifbaren Tatsachensubstrat getragene Anschuldigungen handelte, aus denen sich 

keine zwingenden Anhaltspunkte für strafrechtlich relevantes Verhalten im Zusammenhang 

mit der BOREALIS-Akquisition ergaben.  

Hinsichtlich der anfragegegenständlichen Anzeige wurde am 19. Oktober 2020 von der 

WKStA ein auf § 8 Abs 1 erster Halbsatz StAG gestützter Vorhabensbericht an die Ober-

staatsanwaltschaft Wien erstattet. In der Folge fand weder eine Dienstbesprechung statt, 

noch wurden von der Oberstaatsanwaltschaft Wien oder vom Bundesministerium für Justiz 

im Rahmen der Dienst- oder Fachaufsicht Weisungen erteilt.  

Der Vollständigkeit halber gebe ich bekannt, dass im April 2021 bei der Staatsanwaltschaft 

Wien eine teils auf denselben Sachverhalt Bezug nehmende (und in der Folge an die WKStA 
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weitergeleitete) Sachverhaltsdarstellung der Abgeordneten zum Nationalrat DI Karin 

DOPPELBAUER und eine weitere (anonyme) Anzeige bei der WKStA einlangten. Ein 

übereinstimmendes Berichtsvorhaben der WKStA und der Oberstaatsanwaltschaft Wien 

war zum Stichtag 7. Mai 2021 noch von der zuständigen Fachabteilung meines Hauses in 

Prüfung.  

Zur Frage 4:  

• Wurde im Falle eines Absehens von einem etwaigen Ermittlungsverfahren nach § 35c 

StAG eine Veröffentlichung der Begründung vorgenommen? 

a. Wenn ja: Wann und wo wurde diese veröffentlicht? 

b. Wenn nein: Wieso nicht? 

c. Wenn nein, wann ist die Veröffentlichung der Begründung geplant? 

Von der Oberstaatsanwaltschaft Wien wurde von einer Veröffentlichung der 

Entscheidungsgründe in analoger Anwendung der Bestimmung des § 35a StAG abgesehen, 

weil es sich nach deren Ansicht lediglich um eine spekulative, substratlose Anzeige 

handelte. 

Zu den Fragen 5, 6, 9 und 10: 

• 5. Wurden in diesem Zusammenhang bereits Personen einvernommen? 

a. Wenn ja: Wie viele Personen wurden in diesem Zusammenhang bisher 

jeweils wann als Beschuldigte einvernommen? 

b. Wenn ja: Wie viele Personen wurden in diesem Zusammenhang bisher 

jeweils wann als Zeugen einvernommen? 

• 6. Wurden in diesem Zusammenhang bereits von der WKStA angeordnete 

Sicherstellungen durchgeführt? 

a. Wenn ja: Wie viele jeweils wann in welcher Form? 

b. Wenn ja: Bei welchen Personen? 

c. Wenn nein: Wieso nicht? 

• 9. Ist der OMV-Vorstandsvorsitzende bereits mit dem Inhalt der Anzeige/Ermittlungen 

konfrontiert worden? 

a. Wenn ja: Wann und mit welchem Ergebnis? 

b. Wenn nein: Wieso nicht? 

• 10. Ist der OMV-Aufsichtsrat bereits mit dem Inhalt der Anzeige/Ermittlungen 

konfrontiert worden? 

a. Wenn ja: Wann und mit welchem Ergebnis? 

b. Wenn nein: Wieso nicht? 
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Mangels Einleitung eines Ermittlungsverfahrens wurden weder Vernehmungen 

durchgeführt noch Sicherstellungen angeordnet. Aus demselben Grund wurde zudem 

weder der OMV-Vorstandsvorsitzende noch der OMV-Aufsichtsrat mit der 

anfragegegenständlichen Anzeige konfrontiert. 

Zur Frage 11: 

• Bei der Borealis-Akquisition handelte es sich nach Aktiengesetz um ein 

zustimmungspflichtiges Geschäft. Hat die WKStA auch Verdachtsmomente gegen 

Mitglieder des OMV-Aufsichtsrats geprüft? 

a. Wenn ja: Wann und mit welchem Ergebnis? 

b. Wenn nein: Wieso nicht? 

Aus der anfragegegenständlichen Sachverhaltsdarstellung ergaben sich keine 

substantiierten Verdachtsmomente gegen die Mitglieder des Aufsichtsrats der OMV wegen 

mit gerichtlicher Strafe bedrohter Handlungen. 

 

 

Dr.in Alma Zadić, LL.M. 
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